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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.01.2000 

Geschäftszahl 

99/17/0270 

Rechtssatz 

Bei der Vorschrift des § 1 Abs 3 zweiter Satz 

OÖ InteressentenbeiträgeG handelt es sich um einen Gesetzesbefehl, der an die Abgabenbehörden gerichtet ist, 
die in Anwendung des in der Beitragsordnung des Gemeinderates festgelegten objektiven Teilungsschlüssels 
dafür zu sorgen haben, dass durch dessen Modifikation im Einzelfall die durch die unbestimmten Rechtsbegriffe 
"wirtschaftliches Missverhältnis zum Wert der die Beitragspflicht begründenden Liegenschaft" einerseits und 
"aus der Anlage oder Einrichtung für die Liegenschaft entstehenden Nutzen" andererseits gezogenen Grenzen 
nicht überschritten werden (Hinweis E 20.11.1999, 99/17/0316). 


